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text kann also auch innerhalb eines
Stadtteils sehr verschieden sein. Dar-
um ist es problematisch, wenn man
über räumliche Territorien schnell
hinwegfliegt und sich auf der Suche
nach Gründen nur an statischen Wer-
ten orientiert.

insgesamt im Durchschnitt weit dar-
unter abgeschnitten hat. Die detaillier-
te Analyse macht also eine viel kom-
plexere soziale Geographie erkennbar.
Was als Ganzes betrachtet nicht als ver-
stärkt rechtsextremes Gebiet er-
scheint, wird erst, wenn man städti-
sche Territorien im Detail analysiert,
als Problem erkennbar. Rechtsextre-
mismus ist also auch eine westdeut-
sche Herausforderung.

Sind Regionen, die als prekär einge-
schätzt werden, stärker betroffen? In
Frankfurt haben Sie beispielsweise die
Stadtteile Nied und Riederwald genau-
er betrachtet und nicht das wohlhaben-
de Westend?
Ja, und nein. Der eine Stadtteil, in dem
ich geforscht habe, wurde stark durch
die Chemie- und Pharmaindustrie ge-
prägt, es gibt eine lange Facharbeiter-
Tradition. Man hatte gut abgesicherte
Jobs, war gewerkschaftlich organi-
siert. Viele Personen besitzen Eigen-
tum. Der Stadtteil selbst ist aber nicht
per se wohlhabend. Es gibt dort sowohl
Reihenhäuser als auch Wohnblöcke.
Die Trennung zwischen alteingesesse-
nen deutschen Nieder:innen und zu-
gewanderten Personen, die zum Teil
auch schon sehr lange in Nied leben,
scheint mir sehr stark. Der soziale Kon-

Gibt es im konservativen Milieu be-
stimmte Leitbilder, die prägend sind?
In den Gesprächen, die ich geführt ha-
be, tauchte immer wieder die Sehn-
sucht nach Ruhe, Planbarkeit und Sta-
bilität auf. Eine starke, eventuell auch
autoritäre politische Führung soll den

eigenen Wohlstand garantieren und
gewohnte Lebensweisen nicht stören.

Hat sich auch die Gesellschaft an sich
verändert, so dass zum Beispiel ein
„Geiz ist geil“-Slogan nicht mehr pein-
lich, sondern angesagt ist und mehr
Neid als Solidarität den Umgang mit-
einander prägen? 
Der Werbeslogan „Geiz ist geil“, der
2002 verbreitet wurde, ist Beispiel für
einen Umschwung, der auf die Krise
des Sozialstaats folgte. Man sagte da-
mals, wenn ihr hart arbeitet, wenn ihr
euch engagiert, dann wird es für euch
eine leuchtende Zukunft geben. Träger
des Neoliberalismus war die Mittel-
schicht. Man versprach vor allem die-
ser Gruppe, dass dann, wenn die wirt-
schaftlichen Kräfte oben entfesselt
sind, es auch der Mitte der Gesellschaft
besser gehen werde. Dieses Verspre-
chen ist komplett zerbrochen.

Es folgte, wie Sie sagen, eine „Regressi-
on der Mitte“?
Eine Zeit lang konnten ausbleibende
Gehaltszuschläge noch kompensiert
werden, weil Dienstleistungen und Le-
bensmittel immer billiger zu bekom-
men waren, Supermärkte wie Aldi und
Lidl haben den Wocheneinkauf erheb-
lich günstiger gemacht. Das hat jetzt,

in der Zeit der Inflation, nicht mehr
funktioniert. Die Kosten für Lebens-
mittel haben stark zugenommen. Auf
vielerlei Ebenen spüren die Menschen,
dass ein „Weiter-so“ nicht mehr funkti-
oniert. Die „Grenzen des Wachstums“
waren lange abstrakt, heute werden
sie konkret erlebt. 

Was muss sich ändern?
Es fehlt ein Zukunftsmodell, das diese
Erfahrung progressiv auffangen könn-
te. Den Parteien, Kirchen und Gewerk-
schaften gelingt es nicht, neue Per-
spektiven zu formulieren, die Zuver-
sicht vermitteln. Das politische Begeh-
ren zielt darum jetzt primär darauf ab,
den vorhandenen Status zu bewahren
und Privilegien zu verteidigen. Genau
hier setzt die extreme Rechte aktiv an.
Soll hier gegengehalten werden,
braucht es Bilder der Hoffnung und
spürbare Veränderungen im Alltag: Et-
wa, dass der ÖPNV funktioniert, Brü-
cken nicht einstürzen, Schulen saniert
werden und soziale Sicherung trägt.
Hinzu kommt, dass auch demokrati-
sche Beteiligung gestärkt werden
müsste. Bürger:innen wollen mitbe-
stimmen. Ortsbeiräte könnten bei-
spielsweise mehr Befugnisse bekom-
men, damit Beteiligung auch unmit-
telbar im Alltag Erfolge bringen kann. 

Daniel Mullis ist Senior Researcher
am Leibniz-Institut für Friedens-

und Konfliktforschung und Vorsitzen-
der des Forschungsrats. Er arbeitet zu
sozialen Konflikten, räumlicher
Ungleichheit und forscht insbesonde-
re zum Aufstieg der extremen Rech-
ten. Wir haben mit ihm darüber ge-
sprochen, was Menschen anfällig für
autoritäre und rechtsextreme Ideen
macht. 

Herr Mullis, warum haben rechtsextre-
me Parteien gegenwärtig so viel Er-
folg? 
Rechte Einstellungen sind nichts Neu-
es, sondern fest in der Mitte der Gesell-
schaft verankert. Weit verbreitet ist et-
wa die Bereitschaft andere Menschen
abzuwerten und Ungleichheit, oder
gar Ungleichwertigkeit zu akzeptie-
ren. Die Pandemie hat zudem sichtbar
gemacht, dass die eigenen Lebensreali-
täten nicht in Stein gemeißelt sind. Es
herrscht eine breite Verunsicherung
und Erfahrung dessen, was der Sozio-
loge Oliver Nachtwey als „Abstiegsge-
sellschaft“ bezeichnet hat. 

Welche Gründe für die zunehmende
rechtsextreme Gesinnung konnten Sie
in Bürgerinterviews feststellen, spielen
Erfahrungen der Vereinzelung oder 

soziale  Statusfragen eine zentrale 
Rolle? 
Rechtsextreme Parteien werden quer
durch die Gesellschaft gewählt, sie
sprechen nicht primär nur weniger
privilegierte Personen an. Abstiegs-

ängste kann auch jemand haben, der
sehr wohlhabend ist. Es geht also nicht
um Probleme der absoluten Verar-
mung. Der Staat, so meint man, igno-
riere seine Fürsorgepflicht, bezie-
hungsweise übervorteile andere – das

können auch Personen empfinden,
die sich zur Mitte der Gesellschaft zäh-
len. Bezüglich Individualisierung
kommen widersprüchliche Signale
von den Befragten. Sie sprechen zwar
von Einsamkeit und wünschen sich

mehr Austausch, gleichzeitig aber
misstrauen sie den Menschen um sich
herum. In Notlagen wird zumeist nur
noch der eigenen Familie vertraut. Es
fehlt eine Vorstellung davon, wie ein
solidarisches und kollektives Alltagsle-
ben oder andere Formen von Wohl-
stand aussehen könnten. Dies trifft auf
West- und Ostdeutschland zu. Im Os-
ten des Landes wird die Frustration
über den aktuellen Status Quo indes
dadurch noch gesteigert, dass viele
Menschen mit der Zeit der DDR auch
positive Formen des Kollektiven am
Arbeitsplatz oder im Wohnviertel ver-
binden. Die negativen Aspekte eines
autoritären Staates treten rückbli-
ckend in den Hintergrund. 

Wie stark haben Sie Unterschiede in
Ost und West erlebt?
Die Ergebnisse meiner Untersuchung
sprechen gegen eine grobe, simplifi-
zierende Ost-West-Polarisierung.
Wichtiger ist es, bei der Analyse die
Städte im Detail zu betrachten und
den Blick auf einzelne Stadtteile zu
richten. In einer so wohlhabenden Me-
tropole wie Frankfurt am Main gibt es
zum Beispiel Stadtteile, in denen die in
Teilen rechtsextreme Partei AfD sehr
stark ist und bei Wahlen fast 20 Pro-
zent erreicht hat, während Frankfurt 
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„Es herrscht eine breite Verunsicherung“, sagt Daniel Mullis. P. JÜLICH
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DAS SYMPOSIUM

Live erleben können Sie Daniel 
Mullis, Vivian Kube, Pablo de Marinis
und viele andere beim Symposium
„Demokratie und Autoritarismus“
am Freitag, 25., und Samstag, 
26. April im Offenen Haus der 
Kulturen auf dem alten Uni-Campus
in Frankfurt-Bockenheim.

In Vorträgen, Diskussionen und 
Workshops fragen Teilnehmende aus
Wissenschaft und Zivilgesellschaft
nach Gründen für eine 
zunehmend autoritäre Politik, wie sie
inzwischen nicht nur in Russland oder
China, sondern auch in den USA und
Teilen Europas zu beobachten ist.

Wie erklärt sich der Erfolg einer 
Ideologie, die sich als (Kultur-)Kampf
gegen „Wokeness“ oder gegen
ökologische Notwendigkeiten 
präsentiert? Was macht Menschen
anfällig für autoritäre und 
rechtsextreme Ideen? Welche Rolle
spielen dabei subjektive 
Empfindungen, welche die objektive
soziale Lage? Was lässt sich tun 
gegen den Aufstieg des 
Autoritarismus? Diesen Fragen 
gehen die Referentinnen und 
Referenten gemeinsam mit dem
Publikum nach.

Das Symposium beginnt am 
Freitag, 25. April um 18 Uhr im 
Offenen Haus der Kulturen, 
Mertonstraße 26-28, mit kurzen 
Vorträgen und einer Diskussion über 
den Aufstieg des Autoritarismus. 
Am Samstag, 26. April 
von 10 bis 19 Uhr folgen Podien und 
Workshops, die sich besonders mit
Gegenstrategien beschäftigen sollen.

Programm und Anmeldung
(auch zur Kinderbetreuung) unter 
transnationale-demokratie.de/
symposium-demokratie-und-
autoritarismus/. Das Symposium 
beendet die dreiteilige Reihe 
„Globale Demokratie“, die der 
Verein „Transnationale Demokratie“ 
verantwortet. Es findet in 
Kooperation mit dem Institut für 
Sozialforschung, dem Offenen 
Haus der Kulturen, Brot für die Welt, 
mehr als wählen e.V., 
der Frankfurter Buchmesse, der 
Otto-Brenner-Stiftung, 
„World Design Capital 2026“ und 
der Frankfurter Rundschau statt. bel

„Aus rechtsstaatlicher Sicht macht
es besonders Sorge, dass autoritä-
re Bestrebungen im Gewand
des Rechtsstaats auftreten. Au-
toritäre Kräfte wollen sich
nicht für marginalisierte
Menschen sowie Diversität
und soziale Gerechtigkeit ein-
setzen. Sie wollen diese Stim-
men zum Schweigen bringen,
indem sie diesen Gruppen die Le-
gitimität absprechen. Diese Bestre-
bungen werden in rechtliche Argumente
verpackt. Die zugrundeliegende Ideologie
wird jedoch nicht offengelegt, sondern zwi-
schen den Zeilen transportiert. Das ist eine be-
sondere Schwierigkeit, vor der wir als Rechts-
verteidiger gerade stehen. Ein Beispiel ist die
kleine Anfrage der CDU/CSU, in der sie Ende
Februar mit mehr als 500 Fragen die Bundesre-
gierung um Klärung ersucht, ob Organisatio-
nen wie „Omas gegen Rechts“ oder die investi-
gativen Medieninitiativen „Correctiv“ und
„Netzwerk Recherche“ gegen ein vermeintli-

ches Neutralitätsverbot verstoßen
haben. Anlass waren Demonstrati-

onen gegen eine Zusammenar-
beit der CDU mit der AfD und
Recherchen in diesem Kon-
text. Dieses behauptete Neu-
tralitätsgebot gibt es für die Zi-
vilgesellschaft nicht. Dennoch

wurde die Anfrage in diesem
Sinn gestellt und Angst und

Schrecken verbreitet, weil mit ihr
die Drohung verbunden war, Organi-

sationen Fördermittel abzuerkennen. Die
Drohung wurde rechtlich verpackt, so wie es
die AfD bereits seit einigen Jahren praktiziert.
Noch haben die zivilgesellschaftlichen Netz-
werke funktioniert und durch ihre Proteste
mit großem Echo das autoritäre Vorgehen ent-
larvt. Zum Glück konnte so auch der Vorstoß
von Philipp Amthor abgewehrt werden, das
Informationsfreiheitsgesetz abzuschaffen.
Grundrechte der Bürger stehen auf dem Spiel,
dagegen muss man sich gemeinsam wehren!“

AUFGEZEICHNET VON ANDREA POLLMEIER

„Grundrechte stehen auf dem Spiel“ 
Rechtsanwältin Vivian Kube von „Frag den Staat“
spricht über die Gefahren des Autoritarismus

„Argentinien wird zurzeit ausgespro-
chen autoritär geführt. Dennoch
hat die Bevölkerung die Regie-
rung von Javier Milei, der seit
Dezember 2023 Präsident ist,
bisher in großen Teilen unter-
stützt. Das ist überraschend,
weil es in Argentinien eine
wichtige Arbeiterbewegung
gibt mit einer langen Geschichte
gewerkschaftlicher Organisation
und sozialer Mobilisierung. Doch der
Regierung ist es gelungen, mit großen sozia-
len Einschnitten die Inflation, das Hauptpro-
blem der Vorgängerregierung, einigermaßen
zu kontrollieren.

Seit Milei im Amt ist, hat er zahlreiche auto-
ritäre Maßnahmen durchgesetzt, das Ministe-
rium für Frauenangelegenheiten abgeschafft
und gegen die demokratische Gewaltentei-
lung verstoßen. Manche Demonstrationen
werden mit massiver Polizeigewalt unter-
drückt.

International ist Milei zwar gut vernetzt, er
unterscheidet sich jedoch deutlich von ande-
ren autoritären und rechtsextremen Regie-
rungen. Im Gegensatz zu Trump und Meloni
ist er kein Anhänger protektionistischer Maß-
nahmen und plädiert für eine offene Wirt-
schaft. Er widersetzt sich der in Argentinien

nach den Verbrechen der Militär-
diktatur vorherrschenden, kriti-

schen Haltung zum Militär,
nutzt dies jedoch nicht in ei-
ner nationalistischen Weise
wie Victor Orbán in Ungarn.
Es gibt gute Kontakte zur
Vox-Partei in Spanien, doch

folgt Milei deren erzkonserva-
tiver, katholischer Linie nicht.

Auch gibt es in Argentinien keine
starken religiösen Sekten wie die

Pfingstlerbewegung in Brasilien, auf die
sich Milei stützen könnte.

Es gibt Anzeichen, dass Milei langsam der
öffentliche Rückhalt wegbricht. Die ökonomi-
schen Instrumente beginnen, ihre Wirkkraft
zu verlieren, die Regierung verhandelt gerade
über neue Kredite. Die Bevölkerung fürchtet,
alle Anstrengungen seien umsonst gewesen.
Die skurrilen Inszenierungen, mit denen Milei
sich präsentiert - von der Kettensäge über sei-
ne Art, als Löwe aufzutreten und jede Rede mit
dem Satz „Es lebe die Freiheit, verdammt noch
mal! “ zu beenden –, wecken immer weniger
Leidenschaft. Die Oppositionsparteien sind je-
doch zersplittert, darum ist ungewiss, wie es
trotz des möglichen Stimmungswandels in
Zukunft weitergehen wird.“

AUFGEZEICHNET VON ANDREA POLLMEIER

„Die Oppositionsparteien sind zersplittert“
Der Soziologe Pablo de Marinis von der Universidad 
de Buenos Aires spricht über Argentinien unter Milei


